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Prof. Dr. Kurt Markert




  
       Berlin, den 5.1.2010 

Direktor beim Bundeskartellamt a. D.

Ilmenauer Str. 2 a

14193 Berlin

An die 

Staatsanwaltschaft Berlin
Turmstr. 91

10559 Berlin

Strafanzeige wegen Verdachts des Verstoßes gegen § 263 Abs. 1 und 2 i. V. m. § 23 Abs. 1 StGB
Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen die in dieser Sache verantwortlich handelnden Personen der 

Gasag Berliner Gaswerke AG

Reichpietschufer 60

10785 Berlin

erstatte ich hiermit Strafanzeige.

Begründung

1. Sachverhalt
Die Gasag Berliner Gaswerke AG (nachfolgend Gasag) belieferte in den Jahren 2005 und 2006 eine Vielzahl privater Haushalte und Kleingewerbetreibende mit Erdgas im Rahmen von Sonderkundenverträgen nach den damaligen Gasag-Tarifen „Vario“, „Aktiv“ und „Fix“. Gestützt auf in den Verträgen enthaltene Preisanpassungsklauseln hat die Gasag ihre Preise in dieser Zeit mehrmals einseitig erhöht. Auf eine beim Amtsgericht Berlin dagegen erhobene Feststellungsklage eines dieser Kunden hat dieses Gericht mit Urteil vom 28.6.2006, 6 C 402/06, entschieden, dass diese Erhöhungen wegen Unwirksamkeit dieser Klauseln nach § 307 Abs. 1 BGB unwirksam sind. Das dieses Urteil aufhebende Urteil des Landgerichts Berlin vom 28.6.2007, 51 S 16/07, hat auf die Revision des Klägers der Bundesgerichtshof durch Urteil vom 15.7.2009, VIII ZR 225/07, NJW 2009, 1662, aufgehoben und damit die Feststellung des Amtsgerichts Berlin rechtskräftig bestätigt.
Wie der BGH hat auch das Landgericht Berlin auf die Klage einer Reihe anderer Kunden der Gasag durch Urteil vom 19.6.2006, 34 O 611/05, im gleichen Sinne entschieden. Die dagegen eingelegte Berufung der Gasag hat das Kammergericht Berlin durch Urteil vom 28.10.2008, 21 U 160/06, ZMR 2008, 280, zurückgewiesen. Der Bundesgerichtshof hat durch mit ausführlicher Begründung versehenen Beschluss vom 13.10.2009, VIII ZR 312/08, seine Absicht erklärt, die von der Gasag gegen dieses Urteil eingelegte Revision durch einstimmigen Beschluss nach § 552a ZPO zurückzuweisen.

Damit steht fest, dass die nach den oben genannten Preisanpassungsklauseln einseitig vorgenommenen Gaspreiserhöhungen der Gasag in den Jahren 2005 und 2006 ohne Rechtsgrund erfolgt sind und die Gasag deshalb, soweit die betroffenen Kunden die Erhöhungsbeträge an die Gasag bezahlt haben, ungerechtfertigt bereichert und nach § 812 Abs. 1 BGB zur Rückerstattung verpflichtet ist. Dies gilt jedenfalls gegenüber den Klägern in den beiden Gerichtsverfahren und denjenigen anderen Kunden, die den betreffenden Erhöhungen widersprochen bzw. nur unter Vorbehalt bezahlt haben. Dies sind nach Auskunft der Verbraucherzentrale Berlin ca. 50 000 Kunden.
Wie sich aus den als Anlagen beigefügten Pressemitteilungen der Gasag und der Verbraucherzentrale Berlin ergibt, verweigert die Gasag allen betroffenen Kunden  (einschließlich der vorgenannten) die Rückerstattung der gezahlten Erhöhungsbeträge. Dies wird von ihr im Wesentlichen damit begründet, ihre in Rede stehenden Preiserhöhungen seien nicht zu Unrecht erfolgt, da die erhöhten Entgelte angemessen seien und der Billigkeit entsprächen. Der Bundesgerichtshof hat jedoch in seinem gegen die Gasag ergangenen Urteil vom 15.7.2009 (a. a. O., Tz. 11) entschieden, dass es bei Unwirksamkeit einer Preisanpassungsklausel nach § 307 Abs. 1 BGB, auf die eine einseitige Preiserhöhung gestützt wurde, auf die Frage, ob die Erhöhung billigem Ermessen nach § 315 BGB entspricht und damit als angemessen zu betrachten wäre, von vornherein nicht mehr ankommt. Dies hatte er auch schon in seinem einen anderen Gasversorger betreffenden Urteil vom 17.12.2009, VIII ZR 274/06, BGHZ 179, 186, Tz 27, entschieden und in einem Beschluss vom 27.10.2009, VIII ZR 204/08, Tz. 7 ( im Internet auf der Website des BGH abrufbar), erneut bestätigt. Inzwischen hat die Verbraucherzentrale Berlin, wie sich aus ihrer als Anlage beigefügten Pressemitteilung ergibt, für 194 Kunden beim Landgericht Berlin Klage gegen die Gasag auf Rückerstattung der ohne Rechtsgrund erlangten Preiserhöhungsbeträge erhoben.
2. Strafrechtliche Beurteilung
Durch die von der Gasag in ihren Pressemitteilungen der Öffentlichkeit gegenüber und in den Schlichtungsgesprächen mit dem Senat und der Verbraucherzentrale Berlin abgegebenen Erklärungen versucht die Gasag, bei den betroffenen Kunden den Irrtum zu erregen, dass ihnen tatsächlich ein Rückerstattungsanspruch nach § 812 BGB nicht zustehe. Dieser Versuch erfolgt in der offensichtlichen Absicht, diese Kunden davon abzuhalten, ihren Rückerstattungsanspruch gegen die Gasag geltend zu machen, und ihr damit einen ihr von Rechts wegen nicht zustehenden und daher rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen. Für diesen Vorteil  reicht es bereits aus, wenn die Kunden aufgrund dieses Irrtums ihren Anspruch nicht innerhalb der dreijährigen Verjährungsfrist nach §§ 195, 199 BGB gerichtlich anhängig machen. Diese Frist ist für Jahresabrechnungen, die vor dem 1.1.2007 an die Kunden übermittelt wurden, inzwischen bereits abgelaufen. Da die Gasag in diesen Fällen mit Sicherheit die ihr zustehende Verjährungseinrede geltend machen wird, haben wahrscheinlich schon sehr viele Kunden jedenfalls teilweise die von der Gasag beabsichtigte Vermögensverfügung zu ihrem Nachteil bereits getroffen. In jedem Falle reicht aber bereits der beabsichtigte Versuch, diese Verfügung durch Irrtumserregung bei den Kunden herbeizuführen, für die Erfüllung des Straftatbestandes des § 263 Abs. 1 StGB aus (§ 263 Abs. 2 i. V. m. § 23 Abs. 1 StGB).
Auf einen schuldausschließenden Verbotsirrtum kann sich die Gasag spätestens seit dem gegen sie ergangenen Urteil des BGH vom 15.7.2009 (a. a. O., Tz. 11), aber auch schon nach dem BGH-Urteil vom 17.12.2008 (a. a. O., Tz. 27) nicht berufen. Denn danach kommt es auf den von der Gasag angeführten Grund, ihre in Rede stehenden Preiserhöhungen seien angemessen und der Billigkeit entsprechend, von vornherein nicht an. Dies musste die Gasag jedenfalls seit dem sie selbst betreffenden BGH-Urteil vom 15.7.2009 (a. a. O., Tz. 11) wissen. Ein etwaiger Irrtum darüber wäre deshalb von ihr verschuldet und damit strafrechtlich irrelevant.

Ich bitte aus den vorgenannten Gründen um Einleitung eines Ermittlungsverfahrens. Über das von Ihnen Veranlasste in dieser Sache bitte ich mich zu gegebener Zeit zu unterrichten. Für weitere mündliche Erläuterungen stehe ich gern zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen
